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Nach der Empörung die Selbst-
vergewisserung: Darf eine Uni
einem tech-libertären und fa-
schistoiden Denker wie Curtis
Yarvin ein Podium bieten oder
legitimiert sie damit seine
rechtsextremen Positionen? So-
zial- und Geisteswissenschaft-
ler der HSG luden am Montag
zu einer Debatte über den Um-
gang mit extremistischen Den-
kern ein.

Reichlich Gesprächsbedarf,
fiebriges Interesse: Rund 150
Personen, mehrheitlich Studie-
rende, nahmen am interaktiv
angelegten, grösstenteils in
Englisch gehaltenen «Teach-
in» teil.DieVeranstaltungwolle
nicht moralisieren, sondern
kontrastierende Standpunkte
abbilden, erklärte Moderatorin
Suzanne Enzerink, Assistenz-
professorin für American Stu-
dies.Undstellteklar, dassesauf
die Frage nach der roten Linie
«keine einfachen Antworten»
gebe.

Symposiumbedauert
negative Bilanz
Keine Rede von «Cancel Cul-
ture», und es kam zu keinerlei
Ausfälligkeiten oder persönli-
chen Attacken. Man verstehe
«sehr vieles» an der Kritik, er-
öffnete Beat Ulrich, CEO
St.Gallen Symposium, den Rei-
gen der Podiumsreden. Ulrich
sprang kurzfristig für seinen
NachfolgerGunnarHauptmann
ein, der angekündigt war, aber
absagte, weil er meinte, die Ge-
sprächsrunde sei intern. Der
Vorwurf, man würde «absicht-
lich oder aus Unbedarftheit illi-
beralen Ideologien die Türe öff-
nen», schmerze, sagte Ulrich.
«Es ging uns einzig darum, ana-
lysieren zu wollen, warum sol-
che intellektuell schwach ge-
strickten Thesen in Teilen der
Welt Erfolg habenkönnen –und
wieman sie kontern kann.»

Die Einladung Yarvins, die
aufgrund des Themas «Disrup-
ted Age» nach einer Shortlist
möglicher Referenten erfolgte,
sei «von Anfang an kontrovers»
gewesen. Nun müsse man fest-
halten, dass «die Bilanz seiner

Einbindung insgesamt negativ
ausfällt». Umso wertvoller sei
dieserAustausch:«Wirnehmen
die Erkenntnisse sorgfältig auf
und lassen diese in die weitere
ArbeitdesSymposiumseinflies-
sen.»

Faschismus ist nun
«Managementphilosophie»
Obwohl Yarvin seine extrems-
ten Ansichten an den drei
St.Galler Auftritten nicht äus-
serte, sondern vor allem wirre
historische Vergleiche zog, be-
stand kein Zweifel, wessen
Geisteskind er ist. So erwähnte
Enzerink einen Zwischenfall an
einem Essen mit Studierenden,
wo Yarvin einen Afrikaner nach
seinem Herkunftsland fragte
und dann bemerkte, dass er aus
einem «Land von Kannibalen»
stamme.

Die Ansichten Yarvins seien
«nicht einfach antidemokra-
tisch, sondern faschistisch»,
stellte Organisationsprofessor
Blagoy Blagoev fest. Die Wirt-
schaft sei «nie apolitisch»,
nun kehre der Faschismus
alsManagementphilosophie zu-

rück und suche so politisch Ein-
fluss. Vom «Techno-Faschis-
mus» Yarvins und seiner Mit-
streiter sprach auch der
HSG-DozentundJournalistPhi-
lipp di Salvo.Unverständlich für
ihn, dass «Unis solchen Leuten
immer noch das Mikrofon ge-
ben», zumal Steve Bannon
schon vor zehn Jahren die Ab-
sicht äusserte, die Medien als
Feind zu betrachten und «mit
Scheisse zu fluten». Di Salvo
war von Digitalsoziologin Paula
Bialski eingeladen worden, die
das mechanistische Weltbild
der «Techies» kritisierte. Diese
– Yarvin war einst Programmie-
rer – sähenDemokratienals feh-
lerhaftes System, «buggy soft-
ware», das man «rebooten»
müsse.

Demokratie in Frage stellen,
aber nichtmit Yarvin
Die meisten Referierenden hät-
ten Curtis Yarvin kein Podium
geboten.Diesgilt auch fürClau-
dia Brühwiler, die Amerikanis-
tikprofessorin, die mit Yarvin
das kritische Gespräch suchte,
aber selber ins Kreuzfeuer der

Kritik geriet. Sie hätte Yarvin
nicht eingeladen, aber sei der
klaren Meinung, dass man sich
mit antidemokratischen Theo-
retikern auseinandersetzen
müsse, gegebenenfalls sogar
mit«gefährlicheren»alsYarvin,
der «nichts zu sagen hatte».

Grundsätzlich müssten Uni-
versitäten das Risiko öffentli-
cher Kontroversen in Kauf neh-
men, führte Geschichtsprofes-
sor Caspar Hirschi aus. Noch
immer gelte der Satz des Physi-
kers und Uni-Berlin-Präsiden-
ten Hermann von Helmholtz
von 1877, wonach kein Hinder-
nisbestehe,«irgendwelchewis-
senschaftliche Streitfrage wis-
senschaftlich zu diskutieren».
«Ich bin überzeugt, dass antide-
mokratische Denker an Univer-
sitäten in einem demokrati-
schen Land sprechen dürfen
sollten, sofern sie die erforderli-
chen Standards der akademi-
schenDebatte erfüllen», beton-
teHirschi.

Trotzdem sei die Einladung
von Curtis Yarvin fragwürdig.
«Vielleicht» sei seine Idee,
einen CEO-Monarchen an die

Spitze eines Staates zu setzen,
originell, aber eben auch «völli-
ger Unsinn». Yarvin sei «ein
Mann,dereineBibliothekvoller
rassistischer Bücher aus dem
späten 19. Jahrhundert ver-
schlungen hat, ohne sie zu ver-
dauen». Seine Schriften zeug-
ten von einemverwirrtenQuer-
denker, der sich als Philosoph
ausgebe. «Er hat an einer Uni-
versität nichts zu suchen.»

Nun könne manmit Yarvins
politischer Relevanz argumen-
tieren, weil seine Ideen von
Männern in der aktuellen US-
Regierung geteilt werden.Dann
hätte das Symposium eine
«politische Freakshow insze-
nieren können» und neben Yar-
vin andere einflussreiche Extre-
misten stellen können, etwa
einen Islamisten oder einen
Antifa-Aktivisten. Stattdessen
habe man Yarvin neben einem
der renommiertesten Politik-
wissenschaftler Europas (Ivan
Krastev) platziert. «Damit wur-
de Yarvin akademische Legiti-
mität verliehen, obwohl er nicht
einmal die grundlegendste Re-
gel einer Debatte befolgen

Marcel Elsener konnte, nämlich Fragen zu be-
antworten.» Jedoch attestierte
Hirschi dem St.Galler Sympo-
sium eine «grossartige Erfolgs-
geschichte in der generations-
übergreifenden Führungskul-
tur» – und Führung erfordere
den Mut, Risiken einzugehen
und aus Fehlern zu lernen. Für
ihn sei es «keine Tragödie, dass
unter den vielen Rednern gele-
gentlicheiner ist, dernichthätte
eingeladenwerden sollen». Um
den Prozess des Lernens aus
Fehlern öffentlich zu gestalten,
führemandieseoffeneDebatte.

Meinungsfreiheit soll nicht
missbrauchtwerden
Nicht jedes Gespräch sei för-
derlich für die Demokratie, er-
klärte die Philosophieprofesso-
rin Christine Abbt. Eine demo-
kratische Debatte sei nur dann
gegeben,wenndiePluralität ak-
zeptiert werde – Teilnehmer al-
so nicht als Feinde, sondern als
gleichwertigeGegner auftreten.
Yarvin vertrete eine Position,
«die demokratische Pluralität
missbraucht, indem im Namen
der Pluralität daran gearbeitet
wird, diese abzuschaffen».
AbbtsFazit:WersolchenLeuten
den Teppich ausrolle, gehe der
«Strategie von Demokratiefein-
den auf denLeim»undhelfe ih-
nen, «die demokratische Öf-
fentlichkeit zu ihrenGunsten zu
verändern».NachzweiStunden
intensiven Austauschs war man
sich auf dem Podium und im
Publikum einig: So muss gute
Debattenkultur an der HSG
sein.Ein erfreulichesGegenbild
gegen eine «Angstkultur», wie
sie ein Student auszumachen
glaubte, weil die Hälfte der 300
Unterschriften des offenen
Briefs gegen Yarvins Einladung
anonym erfolgte.

Freilich bleiben Fragen of-
fen. Zum Beispiel jene, ob das
HSG-Rektorat künftig ein ver-
brieftes Vetorecht gegen Sym-
posiumsgäste hat, wenn wie im
Fall Yarvin der Ruf der Uni auf
dem Spiel steht? Von wegen
Rektorat: Dessen Abwesenheit
wurde da und dort kritisiert, so
in den sozialen Medien von
Wirtschaftsethiker Thomas Be-
schorner.

Die Thurgauer Früchtever-
markterin Tobi Seeobst ist bei
der geplanten Gründung der
Produzenten-Beteiligungs-AG
(PBAG)einenSchrittweiter. An
der Generalversammlung (GV)
der Tobi Seeobst AG stimmten
deren Aktionärinnen und Ak-
tionäre zwei Traktanden im
Zusammenhang mit dem
PBAG-Vorhaben jeweils ein-
stimmig zu, wie Tobi-Verwal-
tungsratspräsident René Bock
auf Anfrage sagt. Mit der Zu-
stimmung zum einen Traktan-
dum genehmigte die GV den
Verkauf der rund 300 Tobi-Ak-

ThomasGriesser Kym tien aus dem Tobi-Eigenbe-
stand an die PBAG für 4320
Franken pro Aktie oder total
rund 1,3 Millionen Franken.
Das Ja zum zweiten Traktan-
dum ermächtigt den Tobi-Ver-
waltungsrat, der PBAG ein ver-
zinsliches Darlehen von bis zu
2 Millionen Franken zum Er-
werb weiterer Tobi-Aktien zu
gewähren.

2,5Millionen Franken für
gut 10 Prozent
Wie Bock sagt, wird die PBAG
insgesamt etwa 580 Aktien er-
werben –nebenden 300Aktien
aus dem Tobi-Eigenbestand
weitere rund 280 Papiere aus

der seit Februar 2026 laufen-
den Aktienrückkaufkampagne.
Die rund 580 Aktien entspre-
chen 10,15 Prozent aller 5714
Aktien.

Finanziert werden die Ak-
tienkäufe durch Eigenmittel
der PBAG in Höhe von 1,3 Mil-
lionen Franken sowie durch
1,2 Millionen Franken aus dem
Tobi-Darlehen. Aktuell haben
laut Bock bereits rund 30 Pro-
duzenten, die Tobi mit Obst
undBeerenbeliefern, ihreTeil-
nahme an der Gründung der
PBAG zugesagt, indem sie Ak-
tien der Beteiligungsgesell-
schaft erwerben. Weitere Pro-
duzenten hätten Interesse be-

kundet, sich zu einem späteren
Zeitpunkt anzuschliessen.

In der PBAG haben
Produzenten das Sagen
Bock sagt: «Das Interesse der
Produzenten an der PBAG ist
sehr gross, und die bisherigen
Rückmeldungen fallen durch-
wegs positiv aus.» Die PBAG
soll dieMitbestimmung und In-
teressenvertretung der Produ-
zentenbeiTobi Seeobst stärken.
Dies nicht nur über die Bünde-
lung ihrer Stimmen in der
PBAG, sondern auch durch die
BesetzungwichtigerPositionen.
So ist laut Bock klar, dass die
operative Verantwortung bei

der PBAG und deren Verwal-
tungsrat «aus demKreis der be-
teiligten Produzenten besetzt
werden sollen». Auch können
nur aktive Produzenten Aktio-
näre der PBAG werden. Eben-
falls stehe fest, dass die PBAG
künftig einen Sitz im Tobi-
Verwaltungsrat haben werde.
Grösste Einzelaktionärinnen
der Tobi Seeobst AG sind die
Laveba-Genossenschaft (gut 36
Prozent), die in Teilen der Ost-
schweiz mit Marken wie Landi,
Agrola,LavebaShop (anAgrola-
Tankstellen) oder UFA auftritt,
und die Landwirtschaftliche
Genossenschaft Neukirch-Eg-
nach (10,5 Prozent).

Grosses Interesse anderNachbearbeitung vonCurtis Yarvins Auftritt amSymposium:HSG-Dozent Philipp di Salvo zählt ihn zu denMedien-
feinden. Bild: Ralph Ribi

Lagerhalle der Tobi Seeobst AG
in Egnach. Bild: zvg

«Er hat an einer Uni nichts zu suchen»
OffeneHSG-Debatte von Sozial- undGeisteswissenschaftlern imNachgang zumSymposium-Auftritt desUS-AntidemokratenCurtis Yarvin.

Tobi Seeobst erhält eine neue Grossaktionärin
DieGeneralversammlung der Früchtevermarkterin bereitet denWeg für eine Beteiligungsgesellschaft derObstproduzenten.


